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Drucksache VI/269 


Sachgebiet 611 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 
betr. § 34 a EStG; 

steuerliche Begünstigung der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 


§ 34 a des EStG bestimmt, daß die gesetzlichen oder tarifver- 
traglichen Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
steuerfrei sind, wenn der Jahresarbeitslohn eine bestimmte 
Einkommensgrenze nicht übersteigt. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat mit Urteil vom 28. Oktober 1969 entschieden, daß 
diese Regelung mit Artikel 3 Abs. 1 GG unvereinbar ist. Nach 
diesem Urteil ist es nicht möglich, einen Unterschied zwischen 
solchen Zuschlägen zu machen, die auf gesetzlicher oder tarif- 
vertraglicher Grundlage einerseits oder auf anderer Rechts- 
grundlage (Betriebsvereinbarungen) andererseits gezahlt wer- 
den. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beabsichtigt die Bundesregierung nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die steuerliche Behandlung der 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit zu 
regeln? 

2. Ist die Bundesregierung in der Lage, mitzuteilen, wie groß 
die Zahl der Arbeitnehmer ist, die von der bisherigen Rege- 
lung begünstigt wurden, und wie groß die Zahl derjenigen 
ist, die bisher nicht begünstigt wurden? 

3. Hat die Bundesregierung Vorstellungen, wie eine Gleich- 
stellung der Selbständigen mit den unselbständig Tätigen 
hinsichtlich der steuerlichen Begünstigung der Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit erreicht werden kann? 

4. Wie hoch wäre der jährliche Steuerausfall bei Bund, Ländern 
und Gemeinden bei einer Ausdehnung der Steuerfreiheit auf 
sämtliche Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit? 
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5. Ist bei einer Ausdehnung der Steuerfreiheit auf alle Zu- 
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit beab- 
sichtigt, die bisherige Einkommensbegrenzung beizubehalten 
oder eine andere Einkommensbegrenzung einzuführen? 

6. Plant die Bundesregierung eine generelle Regelung für die 
steuerliche Begünstigung der Zuschläge für Mehrarbeit? 


Bonn, den 23. Januar 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 



